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Der Klimawandel, das Artensterben oder die massive Ge-fährdung der Weltmeere führen zu gewaltigen ökologi-
schen, wirtschaftlichen und sozialen Verwerfungen, insbeson-
dere für die Länder des globalen Südens. Dies alles ist bekannt 
und in der Literatur gut aufgearbeitet. Häufig wurde der glo-
bale Süden jedoch nur als Opfer wahrgenommen und nicht 
als eigenständiger Akteur mit Handlungskapazitäten und Ein-
flussmöglichkeiten (Gupta 2007; Roberts/Parks 2007). Dies gilt 
zum einen für die Frage der Verantwortung für global relevante 
Umweltveränderungen. So trägt beispielsweise die Ober- und 
vermehrt auch die Mittelschicht in Ländern wie China, Süd-
afrika oder Brasilien mittlerweile zum menschengemachten 
Klimawandel bei und hat somit eine Mitschuld am drohen-
den ökologischen Kollaps (wobei damit keineswegs die unter-
schiedliche historische Verantwortung der verschiedenen Län-
dergruppen bestritten werden soll). Zum anderen, und dies 
steht im Fokus unseres Beitrags, finden sich in den Ländern 
des globalen Südens verschiedenste Initiativen, die – zumin-
dest formal – zum Ziel haben, nachhaltigen Wandel in den Be-
reichen Ökologie, aber auch Wirtschaft und Soziales zu bewir-
ken. Solche Vorhaben und ihre Umsetzung konzipieren wir im 
Folgenden als Grüne Transformationen. Diese Transformati-
onsprozesse werden oftmals als Fortführung einer weitgehend 
gescheiterten Nachhaltigkeitspolitik verstanden oder, wenn sie 
im Gewand einer „grünen Ökonomie“ (green economy) daher-
kommen, als Versuch, den Teufel mit dem Beelzebub auszu-
treiben. Auch wenn die Kritiker/innen der Idee eines „grünen 
Wachstums“ (green growth) in vielen Aspekten Recht haben, so 
sollten wir weder auf konzeptioneller noch auf empirischer 
Ebene diese Politikversuche zu schnell als irrelevant oder inef-
fektiv aburteilen, sondern uns vielmehr auf die Potenziale und 
die Bedingungen einer erfolgreichen Umsetzung von grünen 
Transformationsprozessen konzentrieren. Im Folgenden wer-
den wir daher zunächst näher auf unsere Terminologie ein-
gehen und dann ein analytisches Gerüst skizzieren, in dem 
wir das Hauptaugenmerk auf die Frage legen, welche Akteure 
eine zentrale Rolle übernehmen (sollten) und in welchem Ver-
hältnis staatliche und nichtstaatliche – auch privatwirtschaft-
liche – Akteure in diesem Prozess zueinander stehen. Diese 
Aspekte werden durch erste empirische Evidenzen eines in-
ternationalen und interdisziplinären Forschungsprojekts zum 
Thema und anhand des Fallbeispiels Costa Rica verdeutlicht [1].
Von Nachhaltigkeit zu Transformation: 
wenn nicht das, was dann?
Seit den 1980ern dominiert der Nachhaltigkeitsbegriff die 
ökologischen und entwicklungspolitischen Debatten in Wis-
senschaft und Praxis. Die Brundtland-Kommission der Verein-
ten Nationen definierte nachhaltige Entwicklung in ihrem ein-
schlägigen Bericht „Unsere gemeinsame Zukunft“ (Our com-
mon future) im Jahr 1987 als einen intergenerationalen Prozess, 
durch den die Bedürfnisse der Gegenwart befriedigt werden, 
ohne dass künftigen Generationen die Chance genommen 
wird, dies ebenfalls zu erfahren (World Commission on Envi-
ronment and Development [WCED] 1987). Mit der Konferenz 
von Rio im Jahre 1992 hatte das Prinzip offiziell Einzug in die 
internationale Politik gehalten und konnte zumindest vorüber-
gehend den bestehenden Nord-Süd-Konflikt überbrücken. Der 
Nachhaltigkeitsbegriff dominierte im Folgenden die interna-
tionale Umweltpolitik und entwickelte sich auch in der For-
schung zu einem wichtigen Paradigma. Ein wesentlicher Be-
standteil des Konzepts ist die Annahme, dass Ökologie, Sozi-
ales und Ökonomie gleichberechtigte Dimensionen sind und 
sich gegenseitig bedingen.
In Abgrenzung dazu stehen bei alternativen Konzepten wie 
“grüner Ökonomie“ oder „grünem Wachstum“ vor allem wirt-
schaftliche Akteure und Prozesse im Fokus. Die Begriffe wur-
den, nicht zuletzt durch das persönliche Engagement des vor-
maligen Exekutivdirektors des UN-Umweltprogramms, Achim 
Steiner, vor allem von UNEP (UNEP 2011) und der OECD 
(OECD 2011) geprägt. Auf der Konferenz Rio+20 der Verein-
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ten Nationen im Jahre 2012 erlangte speziell der Green-Eco-
nomy-Begriff größere Prominenz. Die Konzepte sind jedoch 
stark umstritten, da nicht nur semantisch die ökonomische Di-
mension eindeutig im Vordergrund steht (Brand 2012). Glei-
ches gilt für das verwandte Konzept der kohlenstoffarmen Ent-
wicklung (low carbon development), das unter anderem von der 
einflussreichen Initiative für eine „New Climate Economy“ als 
Win-win-Szenario für Wirtschaft und Umwelt propagiert wird. 
Inwieweit unterscheidet sich nun der Begriff der grünen Trans-
formation von den bisher genannten Konzepten?
Mit diesem neuen Modell wird zum einen an die Nachhal-
tigkeitsdebatte angeknüpft, insofern als auch hier die Interde-
pendenz der drei Dimensionen Ökologie, Ökonomie und So-
ziales im Vordergrund steht. In Anlehnung an Polanyis Arbeit 
zur „Great Transformation“ (Polanyi 1957 [1944]) werden im 
Unterschied zum klassischen Nachhaltigkeitsbegriff aber tief-
greifende strukturelle gesellschaftliche Veränderungen impli-
ziert. Diese standen bis dato so nicht im Fokus. Es geht bei grü-
nen Transformationen also nicht um singuläre oder ad hoc be-
ziehungsweise in einzelnen Themenfeldern wie zum Beispiel 
dem Emissionsbereich auftretende Veränderungen der Um-
welt- oder Entwicklungspolitik. Vielmehr sollen solche Maß-
nahmen geplant und umgesetzt werden, die auf den institu-
tionellen Umbau von Gesellschaften abzielen (WBGU 2012). 
„Transformation“ meint politisch gestalteten Wandel. Dies im-
pliziert sektoren- sowie ebenenübergreifende Interventionen 
und Veränderungen (Schmitz/Becker 2013; Urban 2014). Sehr 
anschaulich hat die Ökonomin Kate Raworth vom Environ-
mental Change Institute der Universität Oxford die Verbun-
denheit des Sozialen, Ökologischen und Ökonomischen in 
ihrem „Doughnut“-Modell zusammengebracht. Sie betrach-
tet die Geschehnisse der Welt durch einen Doughnut, dessen 
äußere Linie durch die auch von Rockström et al. (2009) be-
schriebenen natürlichen (Ressourcen-)Grenzen des Planeten 
(planetary boundaries) gekennzeichnet sind. Der innere Ring 
hingegen ist definiert durch soziale Gerechtigkeit und Men-
schenrechte. Im Unterschied zum sogenannten Kapitalstock-
modell der Nachhaltigkeit, demzufolge all das nachhaltig ist, 
was vom Ertrag und nicht von den Zinsen lebt, wird hier aber 
die zyklische Verbundenheit betont und somit ausgeschlossen, 
dass das Handeln „auf Pump“ in einer Dimension durch er-
höhte Erträge in einer anderen Dimension kompensiert wer-
den könnte. Grüne Transformationen, wie wir sie verstehen, 
sollen also, auch im Licht des Doughnut-Modells betrach-
tet, stets Veränderungen der betroffenen Politikfelder sowie 
der verschiedenen Dimensionen von Nachhaltigkeit implizie-
ren. Wir konzipieren dabei des Weiteren grüne Transforma-
tionen als Veränderungen in verschiedenen Stadien des Poli-
tikprozesses. Die Effektivität politischen Handelns kann dem-
nach anhand dreier Kategorien untersucht werden, nämlich 
der Agenda-Festlegung und Formulierung von offiziellen Do-
kumenten (output), der entsprechenden Ergreifung von kon-
kreten Maßnahmen zur Umsetzung (outcome) und des tat-
sächlichen Einflusses dieser Maßnahmen, zum Beispiel auf 
das Niveau von Treibhausgasemissionen (impact). Hieraus er-
gibt sich ein mehrschichtiges Modell grüner Transformationen.
Beispiele früherer und ähnlich radikaler Transformations-
prozesse aus anderen Politikbereichen sind die industrielle Re-
volution, die Abschaffung der Sklaverei oder die Etablierung 
von Wohlfahrtsstaaten. In all diesen Fällen fand ein tiefgrei-
fender Norm- und Politikwandel statt, welcher weder zeitlich 
linear noch in allen Gesellschaften nach gleichem Muster ab-
lief. Die Komplexität und vielschichtige Dynamik solcher Ent-
wicklungen sollte sicherlich grundsätzlich anerkannt werden, 
statt davon auszugehen, dass es nur einen idealen Weg ge-
ben könne und es daher keinerlei Politisierung von technolo-
gischen Lösungen bedürfe, wie es beispielsweise in der Bun-
desrepublik Deutschland häufig bei der Diskussion um öko-
logische Reformprozesse oder die Energiewende scheint. Wir 
möchten hingegen argumentieren, dass Beobachter/innen 
und Analyst/innen gleichermaßen einen offenen Blick für die 
Vielschichtigkeit und Umstrittenheit von Konzeptionen der 
Probleme und Lösungen von Umweltfragen bewahren soll-
ten. Dort, wo sich die Voraussetzungen unterscheiden, müs-
sen auch verschiedene Pläne her, denn one size fits all gibt es 
nicht. Mittels dieses Verständnisses wird es möglich, die Be-
deutung nationaler Kontextbedingungen und Traditionen für 
die Gestaltung von Nachhaltigkeitsentwicklungen zu erfassen. 
Ebenso sind Transformationen, unserem Verständnis nach, 
immer unabgeschlossen, das heißt, sie sind prinzipiell um-
kehrbar und ebenso Ergebnis politischen Handelns wie auch 
stetiger Prozess. Diese analytische Offenheit hat in der poli-
tikwissenschaftlichen Debatte beispielsweise ermöglicht, die 
Bedingungen und Effekte der verschiedenen Varianten von 
Wohlfahrtsstaatlichkeit zu verstehen, deren Weiterentwick-
lung nur selten einer ausschließlich funktionalen Logik folgte 
(Meadowcroft 2005). Man vergleiche nur die skandinavischen 
Modelle mit den Formen im europäischen Süden. Stattdessen 
wurden Veränderungen oftmals von harten – teilweise auch 
gewaltförmigen – Auseinandersetzungen begleitet. Ohne den 
Druck von Gewerkschaften und der Sozialdemokratie wäre Bis-
marck sicher nicht auf die Idee verfallen, erste wohlfahrtsstaat-
liche Maßnahmen einzuführen. Wir wollen an dieser Stelle 
keine vollständige Analogie über die Entwicklungspfade grü-
ner Transformationen in empirischer oder gar normativer Les-
art geben. Gleichwohl ist eine Spezifikation des Transforma-
tionsbegriffs hilfreich, um auch die politisch relevante Tiefe 
und Reichweite der angedachten Veränderungen zu betonen.
Staaten, Gesellschaften und Unternehmen 
in globaler Perspektive: Wer macht was?
Transformationen brauchen neben revolutionären Ideen 
oder neuen Techniken aber eben auch Akteure, die Verände-
rungen politisch vorantreiben, gestalten und umsetzen. Wäh-
rend die klassische Nachhaltigkeitsdebatte meist zivilgesell-
schaftliche beziehungsweise partnerschaftliche Akteurskons-
tellationen in den Fokus nahm und die Diskussion zur grünen 
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Ökonomie vor allem auf die Beiträge und Initiativen privat-
wirtschaftlicher Akteure setzt, so gibt es in der aktuellen Litera-
tur zu grünen Transformationen eine Rückbesinnung und (er-
neute) Hinwendung auf den Staat – und hier insbesondere Mi-
nisterien und nachgelagerte Verwaltungen (Death 2015). Auch 
für Unternehmen tragen Regularien schließlich zur Erwar-
tungs- und Investitionssicherheit bei. Es gibt daher eine leben-
dige Debatte um „grüne Staaten“ (green states) (Eckersley 2004), 
wobei diese primär auf den globalen Norden fokussiert und 
entsprechende Studien, vor allem in vergleichender Perspek-
tive, für den Süden eher rar gesät sind. Dies überrascht inso-
fern, als viele Staaten des globalen Südens eben keine Zeichen 
„zerfallender Staatlichkeit“ aufweisen, wie bei oberflächlicher 
Betrachtung eventuell angenommen werden könnte, sondern 
die staatlichen Einheiten oftmals ebenfalls prinzipiell über star-
ken Einfluss und Durchgriff auf ihre Gesellschaften verfügen. 
Dies wurde zum Beispiel bei der ökonomischen Transforma-
tion in Ost- und Südostasien deutlich. Die Regierungen dieser 
im späteren Verlauf als „Tigerstaaten“ bezeichneten vermeintli-
chen Entwicklungsstaaten wie Südkorea und Taiwan haben im 
ökonomischen Bereich tiefgreifenden Wandel in ihren Gesell-
schaftsstrukturen initiiert und damit lang anhaltendes Wachs-
tum anschieben können (Johnson 1982; Wade 2004).
Unter welchen Bedingungen aber gelingen solche staats-
zentrierten Transformationsprozesse? Die Literatur hat vier es-
sentielle Elemente herausgearbeitet, die hier von Bedeutung 
sind. Erstens braucht es eine Elite, die in der Regierung des be-
treffenden Staates ein Instrument sieht, das gleichwohl nicht 
nur zur Mehrung des eigenen privaten Nutzens eingesetzt wird 
(Evans 1995). Dies impliziert einen politischen Minimalkon-
sens darüber, dass es zumindest eine partielle Gemeinwohl-
orientierung der herrschenden Klasse gibt und Wandel in der 
Art zu gestalten sei, dass langfristig nicht nur wenige Einzelne 
profitieren.
Zweitens ist neben einer solchen „staatstragenden Klasse“ 
auch ein effektiver und mit Kapazitäten ausgestatteter Verwal-
tungsstab notwendig. So haben verschiedene neo-institutio-
nelle Autor/innen mit Bezug auf Weber die Bedeutung von 
Bürokratien für den Erfolg ökonomischer Entwicklung betont, 
da privatwirtschaftliche Akteure weder die für Wachstums-
prozesse notwendigen öffentlichen Güter bereitstellen wür-
den, noch negative Externalitäten beheben könnten. So argu-
mentiert etwa Fukuyama recht plakativ: „[B]efore governments 
can be constrained, they have to generate power to actually do 
things. States, in other words, have to be able to govern“ (Fuku-
yama 2014, S. 52). Zwar wurden sicherlich nicht alle politischen 
Transformationen durch einen Weberschen Anstaltsstaat ini-
tiiert, aber jegliche langfristige politische Herrschaft braucht 
eine Verwaltung („Herrschaft ist im Alltag: Verwaltung“ [Max 
Weber], Fukuyama 2014). Wir würden an dieser Stelle argumen-
tieren, dass tatsächliche Transformation im Sinne tiefgreifen-
den Wandels eben auf verschiedenen institutionellen und so-
zial-politisch-ökonomischen Säulen ruhen muss und daher 
schlussendlich auch auf (unterstützende) Herrschaft angewie-
sen ist. Evans hat am Beispiel der ökonomischen Wachstums-
erfolge in Südostasien gezeigt, dass administrative Akteure als 
Geburtshelfer weitreichenden Wandels auch jenseits ihrer ei-
genen vier Bürowände Einfluss haben (Evans 1995). Voraus-
setzung ist allerdings, dass sie mit den entsprechenden (i)ma-
teriellen Kapazitäten und Befugnissen, etwa einem offiziellen 
Mandat als Teil der institutionellen Rahmenbedingungen, aus-
gestattet sind.
Drittens sind Verwaltungen immer in gesellschaftliche Kon-
texte und Machtspiele eingebettet, sodass sich die Frage stellt, 
über wie viel Autonomie sie tatsächlich verfügen (beispiels-
weise, um Ideen und Strategien zu grünen Transformations-
prozessen zu entwickeln und umzusetzen). In diesem Zusam-
menhang bezeichnet der Begriff der eingebetteten Autonomie 
(embedded autonomy) eine Situation, in der Bürokratien auf der 
einen Seite in der Lage sind, sich eine gewisse Unabhängigkeit 
von zivilgesellschaftlichem Druck zu bewahren; sie aber auf der 
anderen Seite nah genug an den relevanten politischen Ent-
scheidungsträgern dran sind, um gegebenenfalls auch Parti-
kularinteressen zur Durchsetzung zu verhelfen (ibid.). Wichtig 
ist zu betonen, dass an dieser Stelle kein normatives Argument 
für von gesellschaftlichen Prozessen weitgehend losgelöste Bü-
rokratien eingebracht werden soll (Evans 2008). Allerdings ist 
zu konstatieren, dass gerade im Angesicht der ökologischen 
Krise der Ruf nach autokratischen Herrschaftselementen im-
mer wieder auftaucht (für einen Überblick über die Literatur, 
siehe Beeson 2010), sodass sich in analytischer Hinsicht die 
Frage nach den genauen Konstellationen von Institutionen und 
Akteuren stellt, die in möglichst effektiver, aber eben auch le-
gitimer Art grüne Transformationsprozesse anstoßen und im-
plementieren können.
Schließlich ist, viertens, neben den bereits genannten Ele-
menten der Kapazität und der Autonomie auch wichtig, dass 
Verwaltungen in Prozesse der Gewaltenteilung eingebun-
den sind (Fukuyama 2014, S. 52). Das verwandte Konzept der 
Rechtssicherheit kann hier einerseits runtergebrochen werden 
auf die Berechenbarkeit institutioneller Verfahren; aber auch 
allgemeine Transparenzvorgaben spielen eine Rolle. So müs-
sen inklusive politische Institutionen einerseits stark genug 
sein, um politische Prozesse zu steuern; sie sollen aber gleich-
zeitig auch kontrollierbar bleiben, um Rentierverhalten und 
das ausschließliche Verfolgen partikularer Interessen zu ver-
meiden (Acemoglu/Robinson 2012). Die Idee grüner Transfor-
mationen greift somit klassische politikwissenschaftliche Kon-
zepte auf und wendet sie auf aktuelle und drängende gesamt-
gesellschaftliche Fragen an.
Grüne Transformationen in Costa Rica
Im Folgenden möchten wir nun am Beispiel von Costa Rica 
und an ausgewählten Sektoren exemplarisch erläutern, wie 
grüne Transformationen angelegt und potenziell ausgestaltet 
sein können. Dabei gehen wir auch auf die Frage ein, wie die 
bisher vollzogenen Schritte zu bewerten sind und welche Rolle 
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die oben skizzierten Einflüsse staatlicher Akteure und ihrer In-
teraktion mit gesellschaftlichen Gruppen bei den nationalen 
Entwicklungen gespielt haben.
Warum nun aber dieses Land? Wir konzentrieren uns in die-
sem Beitrag auf Costa Rica, da es sowohl in regionaler als auch 
in globaler Perspektive als Vorreiter der Formulierung grüner 
Politiken betrachtet werden kann. Dies machen wir an dieser 
Stelle nicht nur an der Dichte, sondern auch an der Reichweite 
der entsprechenden Dokumente fest.
So hatte Costa Rica im Jahr 2007 unter Präsident Oscar Arias 
Sánchez angekündigt, bis 2021 „kohlenstoff-neutral“ zu sein, 
das heißt, entweder keine neuen  Treibhausgasemissionen zu 
produzieren (im Vergleich zum Basisjahr 2005) oder sie voll-
ständig zu kompensieren. Dieses Ziel wurde 2009 in der Na-
tionalen Klimawandel-Strategie formalisiert. Im September 
2015 wurde beim Klimagipfel der Vereinten Nationen in Paris 
 außerdem das Ziel ausgegeben, bis 2030 die absoluten Koh-
lendioxid-Emissionen um 25 % zu reduzieren (Referenzjahr 
2012) (Araya 2015). Damit ist Costa Rica eines von lediglich fünf 
Ländern, die im Übrigen mit Marokko, Bhutan, Gambia und 
Äthiopien alle aus der Gruppe der nichtindustrialisierten Län-
der stammen, deren national festgelegte Beiträge zum Klima - 
 schutz (Nationally Determined Contributions, NDCs) von Be-
obachtern des Prozesses als ausreichend (sufficient) eingestuft 
wurden (Climate Action Tracker 2015). In Bezug auf output 
steht Costa Rica also relativ gut da. Wie aber ist es um die an-
deren beiden Stufen von Effektivität, outcome und impact, be-
stellt? Zur Beantwortung dieser Frage blicken wir auf Entwick-
lungen in den Politikfeldern Energie und Landnutzung.
Insgesamt ist es dem Land nach Angaben des nationalen 
Energieversorgers ICE (Instituto Costarricense de Electricidad) 
gelungen, im Jahr 2015 seinen Bedarf an Elektrizität für mehr 
als 250 Tage zu 100 % aus erneuerbaren Energiequellen zu de-
cken (Dyer 2015). Dies wurde durch die überdurchschnittlich 
starken Regenfälle im ersten Quartal und die dadurch gut ge-
füllten Staudämme des Landes ermöglicht. Im Vorjahr aller-
dings litt das Land unter einer extremen Trockenperiode und 
es ergab sich die paradoxe Situation, dass Costa Rica erst durch 
extreme Wetterschwankungen in die Lage versetzt wurde, 
fast ausschließlich Ökostrom zu produzieren (2016 waren 
es schließlich sogar 271 Tage, an denen die Stromerzeugung 
durch Wind- und Wasserkraft sowie Geothermie bestritten wer-
den konnte, und lag die Quote insgesamt bei 98 %; Fendt 2017). 
Nicht fossilen Energiequellen kommt bei der Umsetzung des 
Klimaneutralitäts-Vorhabens einerseits eine gestiegene Bedeu-
tung zu. Andererseits muss konstatiert werden, dass Anlagen 
zur Erzeugung von Wasserkraft (Staudämme; in Costa Rica für 
70 % der Stromerzeugung verantwortlich) oder nachwachsende 
Brennstoffe (Biomasse) in der Regel nicht ohne negative Wech-
selwirkungen im sozialen oder ökologischen Bereich auskom-
men.
Zudem ist es nach wie vor so, dass Costa Rica etwa 70 % der 
national genutzten fossilen Brennstoffe für den Transport auf-
wendet (Fendt 2015) und der relative Anteil des Transportsek-
tors an den nationalen Treibhausgasemissionen ist beachtlich: 
Er stieg von 1,69 % in 1990 auf 68,34 % in 2015 an  (UNFCCC, 
o. J.). Gleichzeitig hat sich die absolute Energie-Konsummenge 
des Transportsektors im selben Zeitraum mehr als verdoppelt 
und bis ins Jahr 2014 sogar verdreifacht  (IEA o. J.). Darüber hi-
naus wächst der Privatbesitz von Autos pro Jahr um circa 5 % 
stetig weiter an und das Land wendet ca. 4 % seines Bruttosozi-
alprodukts für den Import von Öl auf (Utgård/Araya 2016). In 
der Konsequenz bedeutet das: Will Costa Rica tatsächlich den 
Weg einer grünen Transformation beschreiten und die ausge-
gebenen Politiken glaubhaft umsetzen, muss das Land von sei-
nem Entwicklungsweg der letzten 25 Jahre abweichen und sein 
Transportwesen revolutionieren. Das würde Investitionen in 
die öffentliche Infrastruktur und in Fahrzeuge des öffentlichen 
Verkehrssystems sowie Förderung und Schaffung der politi-
schen, marktwirtschaftlichen und infrastrukturellen Voraus-
setzungen für private und öffentliche Elektromobilität erfor-
derlich machen.
Neben dem Transportsektor ist der Bereich Landnutzung, 
vor allem Forst- und Landwirtschaft, mit über 30 % haupt-
verantwortlich für den Ausstoß von Treibhausgasen in Costa 
Rica. In beiden Bereichen gibt es „grüne“ Entwicklungen, wo-
bei Costa Rica insbesondere durch seine Waldpolitik interna-
tional bekannt wurde. So initiierte das Land 2005 gemeinsam 
mit Papua-Neuguinea einen internationalen Verhandlungs-
prozess im Kontext der Klimarahmenkonvention der Verein-
ten Nationen, der wenig später, in 2010, zur Verabschiedung 
eines Instruments gegen Entwaldung und für Wiederauffors-
tung (Reducing Emissions from Deforestation and Forest Degrada-
tion, REDD+) führen sollte (Turnhout et al. 2016). Dieses Enga-
gement hatte jedoch auch nationale Entsprechungen. So ge-
lang es, die Waldfläche in Costa Rica im Vergleich zu Anfang 
der 1980er Jahre zu verdoppeln und 25 % des Landes als Nati-
onalpark oder geschützte Fläche zu deklarieren. Von interna-
tionalen Gebern, der nationalen Regierung und großen Tei-
len der Zivilgesellschaft wurde die Einführung von Standards 
für Nachhaltiges Waldmanagement (Sustainable Forest Manage-
ment) Mitte der 1980er und eines Kompensationssystems für 
„Die Idee grüner Transforma - 
 tionen greift klassische 
politikwissenschaftliche Konzepte 
auf und wendet sie auf 
aktuelle und drängende gesamt - 
 gesellschaftliche Fragen an.“
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Ökosystem-Dienstleistungen (Payment for Ecosystem Services, 
kurz PES) in den 1990er Jahren unterstützt. Mittlerweile im-
portiert Costa Rica jedoch mehr Holz als es exportiert: 2015 be-
trug das Verhältnis 77 Millionen US$ zu 102 Millionen US$ 
(Milla 2017). Dies weist darauf hin, dass bei der Analyse grü-
ner Transformationsprozesse auch regionale Dynamiken und 
(wirtschaftliche) Beziehungen berücksichtigt werden sollten. 
Denn wenn es sich lediglich um eine geografische oder zeit-
liche Verschiebung von Externalitäten (zum Beispiel aufgrund 
stabilen Konsumverhaltens) handelt, kann von nachhaltigem 
Wandel kaum gesprochen werden.
Dabei geht der Blick nach vorne, denn 2016 wurden zwei 
weitere wichtige Dokumente verabschiedet (output), deren Fol-
gewirkungen (outcome und impact) zum jetzigen Zeitpunkt 
gleichwohl noch nicht abschließend beurteilt werden können: 
zunächst verabschiedete die Interministerielle Kommission 
des Ministeriums für Landwirtschaft (Ministeria de Agricultura 
y Ganaderia, MAG) und des Ministeriums für Umwelt und 
Energie (Ministerio de Ambiente y Energía, MINAE), das auch 
für die nationale Klimastrategie verantwortlich zeichnet, die 
Agenda für Landwirtschaft und Umwelt (Agenda Agro-Ambi-
ental). Dann erließ die Regierung die Nationale Strategie zur 
Rehabilitierung von Produktionsflächen (Estrategia Nacional 
de Rehabilitación de Paisajes Productivos de Costa Rica). Letztere 
soll als integrativer Rahmen für die Koordination der Landnut-
zung zwischen landwirtschaftlichen und forstwirtschaftlichen 
Sektoren dienen. Gebiete mit hoher Produktivität sollen der-
art umgestaltet werden, dass Rivalität hinsichtlich potenzieller 
unternehmerischer Gewinne durch verschiedene Nutzungs-
arten ausgeschlossen wird. Stattdessen sollen Farmer/innen 
und Waldbesitzer/innen, unterstützt durch neuartige Zertifi-
zierungssysteme, bisher nicht zugängliche Märkte nutzen be-
ziehungsweise sie erschließen und hierdurch ihre Produktion 
so umstellen, dass beispielsweise in den Bereichen Kaffee (in 
2005 10 % der nationalen Treibhaugasemissionen beziehungs-
weise ein Anteil von 25 % an allen landwirtschaftlichen Emissi-
onen und Beschäftigung von 8 % aller Arbeitskräfte; GIZ 2015) 
und Viehhaltung Emissionen eingespart werden können. Wei-
tere wichtige Politikinstrumente sind in diesem Zusammen-
hang auch die Diffusion innovativer Technologien und Trai-
ning der entsprechenden Zielgruppen.
Die Rolle des Staates und seine Interaktion 
mit nichtstaatlichen Akteuren
Welche Rolle spielten nun aber nationale Eliten, die Kapa-
zität der Verwaltung Costa Ricas, ihre Einbindung in gesell-
schaftliche Prozesse bei gleichzeitiger relativer Autonomie 
 sowie Gewaltenteilung für die beschriebenen Entwicklungen? 
Viele Ideen zu einer grünen Transformation wurden von der 
Zivilgesellschaft oder von internationalen Gebern lanciert. So 
führte die Weltbank bereits in den 1980ern die ersten debt-for-
nature-swaps ein, um der Regierung die Schuldenbelastung zu 
erleichtern und gleichzeitig Schutzgebiete zu fördern. Die poli-
tische Führung des Landes trug diese „grüne“ Agenda jedoch 
von Anfang an mit. Die präsidentielle und öffentlichkeitswirk-
same Ankündigung sind Teil der jüngeren „grünen“ Geschichte 
des Landes und die Regierung ist entschlossen, das – auch hin-
sichtlich des internationalen Tourismus (Campbell 2002) ge-
winnbringende – Image eines ökologischen Eldorados aufrecht-
zuerhalten. So wurde Costa Rica bereits Ende der 1990er Jahre 
und trotz aller Widersprüche und Schwierigkeiten als „grüne 
Republik“ (Green Republic) bezeichnet (Evans 1999).
Bei der Einschätzung der Leistungsfähigkeit der nationalen 
Bürokratie wie auch der Offenheit der formalen staatlichen In-
stitutionen für zivilgesellschaftliche Akteure hilft der Transfor-
mations-Index der Bertelsmann Stiftung. Für das eher kleine, 
aber doch recht zentralistisch organisierte Costa Rica, in der Li-
teratur auch schon als „social democratic developmental state“ 
(Sandbrook et al. 2007) beschrieben, zeigt der Index, dass das 
Land hinsichtlich der Stabilität seiner Staatlichkeit und staat-
lichen Handlungsfähigkeit gut aufgestellt ist. Das Beispiel der 
oben genannten Interministeriellen Kommission weist darauf 
hin, dass die Administration eine wichtige Rolle bei der Wei-
terentwicklung von nachhaltigen Prozessen spielt.
Dies gilt ebenso für den Faktor politische Beteiligung, wobei 
diese Einschätzung durch den Freedom House Index gestützt 
wird, der die zivilen und politischen Freiheiten in einem Land 
misst und Costa Rica als „frei“ einstuft. Generell wird häufig 
argumentiert, dass die Entwicklung grüner Politik durch ei-
nen starken Konsens zwischen Politik, Zivilgesellschaft, Wis-
senschaft und Wirtschaft gestützt wird und konsensorien-
tiert ist (Miranda et al. 2002, S. 73). Vor allem das enge, häufig 
sehr persönliche aber auch beratungsintensive Verhältnis von 
poli tischen Entscheidungsträger/innen und Wissenschaftler/ 
innen ist auffällig.
Dass es dennoch lohnt, hinter die Fassade erster Eindrü-
cke und aggregierter Indizes zu schauen, wird allerdings deut-
lich, wenn man sich beispielsweise mit der Situation indigener 
Gruppen in Costa Rica beschäftigt. So wird Costa Rica seit vie-
len Jahren für Verletzungen, insbesondere der eigentlich for-
mal anerkannten Territorialrechte der indigenen Gruppen kri-
tisiert. Zwar wurde bereits 1977 das „Gesetz zum Schutz Indi-
gener Völker“ (Ley Indígena) mit dem Ziel verabschiedet, den 
zunehmenden Landverlust der indigenen Gruppen durch die 
Verleihung kollektiver Landrechte zu stoppen. Allerdings ha-
pert es an der Umsetzung und Landkonflikte verlaufen auch 
oftmals gewaltförmig (Ortiz 2014). Die Vereinten Nationen ge-
hen davon aus, dass mindestens 40 % der indigenen Territo-
rien zu 80–98 % illegal besetzt sind und konstatieren „the pat-
tern of pervasive, long-standing and inter-connected violations 
or denials of the rights of indigenous peoples in the Repub-
lic of Costa Rica […] and the ongoing situation of impunity in 
which they occur and persist“ (OHCHR 2015, S. 1). So gab es 
denn auch bei der Einführung des nationalen PES-Systems 
nur wenige effektive Konsultationen mit indigenen Gruppen, 
obwohl ihre  Gebiete sich über rund 6 % des gesamten Staats-
gebiets erstrecken.
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Ausblick
Die skizzierten Beispiele deuten bereits an, dass die Ein-
schätzung und Beurteilung von Wechselwirkungen zwischen 
den verschiedenen Dimensionen von Nachhaltigkeit, insbe-
sondere hinsichtlich outcome und impact und der Perspektive 
der Betroffenen, doch Gegenstand differenzierter empirischer 
Untersuchungen sein sollten.
Weitere Forschung sollte sich vor diesem Hintergrund in 
komparativer Weise mit grünen Transformationsprozessen 
in verschiedenen politischen Systemen, der Bedeutung unter-
schiedlicher Formen von Widerstand und Politisierung sowie 
interdisziplinär auch stärker mit ihren normativen Dimensio-
nen, also der Frage nach Gerechtigkeitsimplikationen wie der 
Verteilung von Kosten und Nutzen und fairen Verfahren, be-
schäftigen.
Anmerkung
[1] Dieser Artikel entstand im Rahmen des Forschungsprojekts „Green 
Transformations in the global South (GreeTS): opening the black-box of a 
pro-active state and the management of sustainability trade-offs in Costa 
Rica and Vietnam“ (www.greets-project.org), das durch die Förderlinie 
„Europe and Global Challenges“ von der VW Stiftung, Riksbankens Jubi-
leumsfond und Wellcome Trust finanziert wird.
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